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Spitzengespräche der GdP Sachsen! 
Auch Spitzenergebnisse?

Weiterentwicklung des sächsischen Dienstrechts

Hagen Husgen

Fortsetzung auf Seite 2

In der 15. Kalenderwoche kam es 
nicht nur zu einem Spitzengespräch 
zwischen dem Innenminister und den 
Vorsitzenden der Gewerkschaften 
und Interessenvertretungen der säch-
sischen Polizei, sondern auch zu den 
erbetenen und seit langem erhofften 
Einzelgesprächen zwischen dem Lan-
desvorsitzenden der GdP Sachsen 
und dem sächsischen Ministerpräsi-
denten Michael Kretschmer (11. April 
2018) und dem obersten Dienstvorge-
setzten Prof. Dr. Roland Wöller (10. 
April 2018).

Nach dem Leitartikel des Monats 
April scheint dies für den Einen oder 
Anderen ja überhaupt nicht mehr 
notwendig gewesen zu sein, da in der 
sächsischen Polizei alles flutscht. 
Doch bekanntlich hat es so mit dem 
1. April und dem damit verbundenen 
Wahrheitsgehalt mancher an diesem 
Tage gemachten Aussage für den auf-
merksamen Leser so seine Bewandt-
nis.

Doch warum soll eigentlich der 
noch vor einem Monat in Frage ge-
stellte Inhalt so manchen Schwer-
punktes nicht zukünftig für die säch-
sische Polizei an Wahrheitsgehalt 
gewinnen? Wir wären nicht die Ge-
werkschaft der Polizei, wenn wir 
nicht optimistisch an unsere eigenen 
Forderungen glauben. Der Auftakt 
für diese Mission wurde zumindest 
schon einmal gemacht.

Ziel dieser Auftaktgespräche war 
es vor allem, eine gegenseitige Ver-
trauensbasis zu schaffen und sich über 
den Umgang mit gemeinsamen, aber 
auch unterschiedlichen Standpunkten 
auszutauschen. Denn eines ist sicher: 
auch mit einer neuen Staatsregierung 
wird sich die Gewerkschaft der Polizei 
nicht in jedem Punkt einig sein. Doch 
gemeinsame Interessen zumindest mit 
dem Sächsischen Innenministerium 
dürften genügend vorhanden sein, um 
sie auszuloten.

Nichtsdestotrotz war und ist es 
wichtig, von Anfang an für gegensei-
tiges Verständnis zu werben, dieses 
Verständnis aufzubauen und die un-
terschiedlichen Beweggründe ken-
nenzulernen und zu begreifen. Denn 
genauso sicher ist auch, dass wir in 
vielen polizeirelevanten Punkten ei-
nen richtigen Weg eingeschlagen ha-
ben. Es gilt nun, diesen Weg weiter 
auszubauen und sukzessive die For-
derungen der vergangenen Jahre 
einzubauen.

Es ist verständlich, dass in diesen 
ersten Gesprächen nicht alle Einzel-
heiten bis ins kleinste Detail bespro-
chen werden konnten. Doch eine ers-
te Duftmarke wurde gesetzt; unser 
Fuß ist erst einmal dort, wo er auch 
hingehört.

Am Rande der Diskussion über die 
1 000 Stellen der Empfehlung der 
Fachkommission brachte der sächsi-
sche Innenminister zum Ausdruck, 
dass es für ihn niemals um Vollzeit-
äquivalente, sondern um die Men-
schen geht, die in genügender 
Anzahl vorhanden und vernünftig 
ausgebildet sein müssen, exquisite 
Rahmenbedingungen vorzufinden ha- 
ben und mit den entsprechenden Be-
fugnissen ausgestattet werden sollen. 
Stichwort: neues Sächsisches Polizei-
gesetz! In einer Zeit der Digita- 
lisierung und der technischen Ent-
wicklung, in einer Zeit des wachsen-
den Terrorismus und Extremismus 
kann es nicht angehen, dass die öf-
fentliche Verwaltung, insbesondere 
die Polizei, hinten ansteht. 

Nicht so eindeutig über die Lippen 
wollte ihm leider eine klare Positio-
nierung über zusätzliche Stellen ge-
hen, die aufgrund einer veränderten 
gesellschaftlichen wie auch sicher-
heitspolitischen Lage seit 2015 aus 
unserer Sicht ein MUSS sind – und 
dies nicht nur im Polizeivollzugs-
dienst, sondern auch in der Verwal-

tung und im Service. Die Aussage, 
dass ein Personalzuwachs stets einer 
Fortschreibung unterliegen muss, er-
innert momentan noch an vergange-
ne Zeiten, in denen auch nach Aussa-
ge des Ministers eine Menge Fehler 
gemacht wurden und lässt an dieser 
Stelle das NEUE und den „Mut zur 
Lücke“ vermissen. 

Auch die „Verteilung“ (welch ein 
Unwort in Bezug auf die Innere Si-
cherheit) der 1 000 Stellen scheint 
noch nicht in Sack und Tüten zu sein 
– ein Unding, wenn man an den Vor-
lauf beispielsweise für Baumaßnah-
men denkt. Aber wie gesagt, es han-
delt sich um erste Gespräche der 
Annäherung. Heute Vermisstes kann 
morgen schon auf dem Tisch liegen!

Zurzeit werden alle Kräfte darauf 
konzentriert, den Personalbestand so 
schnell wie möglich zu erhöhen und 
qualitativ hochwertige Ausbildungs-
kapazitäten zu schaffen (und diese 
über einen langen Zeitraum kontinu-
ierlich aufrecht zu erhalten). 
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Hinweise:
Das Landesjournal versteht sich 

nicht nur als Informationsquelle, 
sondern auch als Kommunikations-
forum für die sächsischen Kollegin-
nen und Kollegen. Zuschriften sind 
daher ausdrücklich erwünscht.

Die Redaktion behält sich jedoch 
vor, Leserbriefe gekürzt zu veröf-
fentlichen. Für unverlangt einge-
sandte Manuskripte oder Fotos 
übernehmen wir keine Gewähr für 
Veröffentlichung oder Rücksen-
dung. Namentlich gekennzeichne-
te Artikel stellen nicht in jedem Fall 
die Meinung der Redaktion dar.
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Doch dazu gehört auch, das vor-
handene Personal zu bedienen und 
alle Gedanken darauf zu konzentrie-
ren, sich endlich an die Schaffung ak-
zeptabler Rahmenbedingungen her-
anzuwagen. 

Im persönlichen Gespräch mit dem 
Ministerpräsidenten am 11. April 
2018 wurde durch mich die Befürch-
tung geäußert, dass uns unsere Nach-
barländer im Kampf um motiviertes 
Personal so langsam den Rang ablau-
fen. Es gab meinerseits eine klare An-
sage in Richtung der Staatsregierung, 
dass die Gewerkschaft der Polizei in 
Kürze beispielsweise Überlegungen 
zur Erhöhung des Eingangsamtes 
(mindestens A 8) und einen spürba-
ren Schub in der Zulagenzahlung 
(Polizeizulage bzw. Zulage für 
Schichtleistende) erwarte. Von Kos-
tenneutralität kann und darf bei der 
Umsetzung solcher Maßnahmen nicht 
wieder gesprochen werden, so wie es 
in der Vergangenheit der Fall war. Si-
cherheit und leistungsstarkes Perso-
nal kosten nun mal Geld und sind für 
einen Appel und ein Ei nicht zu ha-
ben. Andere haben dies schon lange 
begriffen.

Sollte sich hier in der nächsten Zeit 
etwas bewegen, ist es der Gewerk-
schaft der Polizei (und nur ihr) zu ver-
danken.

Die Aussage des Ministerpräsiden-
ten, sich darum persönlich zu küm-
mern, wird von uns für bare Münze 
genommen.

Eine Chance, solche Veränderun-
gen zeitnah umzusetzen (vorausge-
setzt, der Wille ist da), wäre das „Ge-
setz zur Weiterentwicklung des 
Dienstrechts“, welches ebenfalls in 
der 15. Kalenderwoche auf der Agen-
da stand. Als Landesvorsitzender der 
GdP Sachsen nahm ich vor dem 
Haushalts- und Finanzausschuss im 
Sächsischen Landtag Stellung und 
brachte klar zum Ausdruck, dass aus-
weislich der Zielstellung einer Wei-
terentwicklung des Dienstrechts auch 
Weiterentwicklung gelebt und für die 
Kolleginnen und Kollegen spürbar 
werden muss. 

Der Freistaat Sachsen könnte Ge-
schichte schreiben, verpasst es aber 
wieder.

Es darf nicht nur gekleckert, son-
dern es muss geklotzt werden! War-
um wird nicht mal die große Kelle ge-
schwungen und in Erinnerung 
Bleibendes umgesetzt? 

Es bedarf, wie so oft, des Wachrüt-
telns durch uns.

Die Vergangenheit zeigt, dass die-
ses ständige „auf die Füße treten“ 
durchaus Erfolge mit sich bringt. 
Auch im benannten Gesetzentwurf ist 
teilweise die Handschrift der GdP 
Sachsen zu spüren. 

Mit der Erfüllungsübernahme bei 
Schmerzensgeldansprüchen wird bei- 
spielsweise erstmalig eine von uns 
gestellte Forderung angegangen 
und (vorbehaltlich des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes) umgesetzt. 
Eine seit Jahren von unseren Kolle-
ginnen und Kollegen geforderte 
Umsetzung des Fürsorgegedankens, 
der in einigen Bundesländern seit 
langem Einzug gehalten hat. Der 
Freistaat Sachsen zieht nun endlich 
nach. Hervorzuheben ist in diesem 
Zusammenhang auch der Fakt, dass 
der Betrag, ab welchem die Erfül-
lungsübernahme greift (sozusagen 
die „unbillige Härte“), von 500 Euro 
auf 300 Euro gegenüber dem ersten 
Entwurf gesenkt worden ist. Somit 
ist (zumindest fast) unseren Einwen-
dungen in der bis dato schriftlichen 
Stellungnahme zum Gesetzesent-
wurf Rechnung getragen worden 
(unsere Forderung beläuft sich aber 
weiterhin auf einen Grenzwert von 
250 Euro). 

Gesetzlich verankert werden nun 
auch die Ost-West-Anpassung in den 
Jahren 2008 und 2009 und die lineare 
Besoldungsanpassung im Jahr 2008 – 
ein Ergebnis der durch die Gewerk-
schaft der Polizei Sachsen geführten 
Klageverfahren und darauf basieren-
den Verhandlungen mit dem Finanz-
ministerium. Ohne GdP Sachsen nie-
mals vorstellbar! Das sind wir!

Aus diesem Grund müssen wir 
auch für diese lang überfällige Geset-
zesänderung nicht dankbar sein. Un-
verständlich ist und bleibt jedoch, 
weshalb diese Regelungen erst zum 
1. Juli 2018 in Kraft treten sollen und 
keine Zahlung unter Vorbehalt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes (wie in 
der Vergangenheit z. B. bei der Über-
nahme der Tarifergebnisse oftmals 
praktiziert) möglich sei. 

Nach dem vorliegenden Entwurf 
soll in das Sächsische Beamtengesetz 
eine Regelung aufgenommen wer-
den, dass die Staatsregierung durch 
Rechtsverordnung (in diesem Falle 
in der Sächsischen Laufbahnverord-
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Vorstandsitzung und Frauentagsveranstaltung

Leitartikel

Zur ersten Sitzung des 
Jahres 2018 fand sich der 
Vorstand der Frauengrup-
pe der GdP am 5. Februar 
2018 in Kesselsdorf zusam-
men. 

Wichtige Themen waren 
in dieser Sitzung die Veran-
staltung zum Frauentag am 
10. März 2018 im Staats-
ministerium für Gleichstel-
lung und Integration, die 
Bundesfrauenkonferenz 
vom 11. bis 13. März 2018 
in Potsdam, Frauentagsver-
anstaltung des DGB Sach-
sen am 24. März 2018 sowie 
die Arbeitstagung der Frau-

engruppe Bund vom 27. 
bis 28 September 2018 in 
Fulda. 

Weiterhin besprachen 
die Kolleginnen die Perso-
nalentwicklung der Frau-
engruppe. Hierzu soll im 
3. Quartal 2018 nochmals 
beraten werden.

Anlässlich des Internatio-
nalen Frauentages ver-
brachten die Kolleginnen 
des Vorstandes der Frauen-
gruppe mit den Ansprech-
partnerinnen einen Nach-
mittag  voller Überraschungen 

Foto: Carmen Kliem

Frauengruppe

nung) bestimmt, bis wann bzw. bis zu 
welchem Alter sich aus ihrer Sicht 
Aufstiegsausbildungen und Qualifi-
zierungen (ich überspitze es jetzt mal) 
noch „lohnen“. Lohnen für wen? Für 
die Betroffenen oder die sächsische 
Verwaltung? 

Die unterschiedliche Herange-
hensweise an diese Frage könnte aus 
unserer Sicht die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der sächsischen Ver-
waltung in die Zwangslage bringen, 
Einzelfälle nicht regelkonform zu be-
scheiden. Um diese sicherlich von 
niemandem gewollte Praxis zu ver-
hindern, sollte klargestellt werden, 
wer für eine ressortübergreifende 
einheitliche Anwendung dieser Fest-
legungen verantwortlich ist.

Dadurch könnte einer bereits heute 
praktizierten willkürlichen und vor 
allem unterschiedlichen Anwendung 
von zu Gunsten der Beamtinnen und 
Beamten gesetzlich geschaffenen ge-
setzlichen Möglichkeiten (siehe Um-
setzung der Möglichkeit des sog. 
Praxisaufstiegs in der Polizei) ent- 
gegengetreten werden.

Wenn betrachtet wird, dass die 
Festlegung von Höchstaltersgrenzen 
für den Aufstieg und die Qualifizie-
rung vor allem für den Bereich der 
Polizei in Betracht kommen soll, ist 
erhöhte Vorsicht geboten. Nachtigall, 
ick hör dir trapsen!

Die beabsichtigte Einführung von 
Vorsorgeuntersuchungen könnte für 

Missstimmung sorgen. Zwar wird ein 
gewollter Fürsorgegedanke im Inter-
esse des Beschäftigten durch uns be-
grüßt, doch im Rahmen der hier ge-
planten Vorsorgeuntersuchungen ist 
kritisches Denken durchaus ange-
bracht. Das schriftliche Veto der Ge-
werkschaft der Polizei hat jedoch 
schon erste Früchte getragen. Die 
noch im ersten Entwurf vor allem in 
der Begründung zur damals noch „er-
weiterten Reihenvorsorgeuntersu-
chung“ dargestellten Willensbekun-
dungen einer zu schaffenden 
Datengrundlage haben sich zerschla-
gen und es wurden nunmehr Ausfüh-
rungen zur freien Arztwahl entspre-
chend der Sächsischen Heilfürsorge- 
verordnung getroffen. 

Damit wurde zumindest teilweise 
schon einmal den skeptischen Beden-
ken unserer Kolleginnen und Kolle-
gen Rechnung getragen. Doch es 
fehlte wahrscheinlich die letztendli-
che Traute, sich vollständig davon zu 
trennen und mehr Kraft in ein funkti-
onierendes Gesundheitsmanagement 
zu stecken, um dem löblichen Ziel der 
Gesundheitsförderung gerecht zu 
werden.

Es bleibt aber ein fader Beige-
schmack: eine Verpflichtung zu einer 
Vorsorgeuntersuchung lässt den Ein-
druck entstehen, dass ein gewisser 
Arbeitgeber- oder Organisations-
druck aufgebaut werden soll, der sich 
gegen den Willen des Beschäftigten 
richtet. 

Keine gute Lösung!

Nicht nur keine gute, sondern 
überhaupt keine Lösung, ist bezüg-
lich der von uns thematisierten 
Abschaffung der Fünf-Stunden-Re-
gelung, der Einführung einer gesetz-
lichen Deckelung im Regressfall bei 
grober Fahrlässigkeit oder einer leis-
tungsbezogenen Besoldung nach Be-
wertung des Dienstpostens in Sicht. 

Auch die Ansagen hinsichtlich der 
laut Koalitionsvertrag zu prüfenden 
Funktionszulage, der Erhöhung, Dy-
namisierung und Ruhegehaltfähig-
keit der Polizeizulage, der Erweite-
rung des Geltungsbereiches der 
Zulagen für Einsatzeinheiten und der 
Schaffung von Anreizen für den 
Schichtdienst in der Polizei sind bis-
her noch nicht angekommen. Vom 
Eingangsamt A 8 ganz zu schweigen.

Leider überlässt es somit der Frei-
staat Sachsen den anderen Bundes-
ländern und dem Bund selbst, für die 
entsprechenden Highlights zu sor-
gen.

Wir werden aber nicht müde, nach 
und nach unsere Forderungen zu ver-
wirklichen. Die Praxis gibt uns Recht. 
Viele Hausaufgaben in Sachsen, die 
wir gemeinsam stemmen müssen und 
stemmen werden.

Die ersten Spitzengespräche haben 
stattgefunden – Spitzenergebnisse 
bleiben unser Ziel!

Euer
Hagen Husgen

Fortsetzung auf Seite 4
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Frauengruppe

7. GdP-Bundesfrauenkonferenz
Digitalisierung im Arbeitsleben nicht nur Männersache – Frauenpower in LTE-Geschwindigkeit 

Potsdam. 111 Delegierte aus den 
Landesbezirken sowie den Bezirken 
Bundeskriminalamt und Bundespolizei 
der Gewerkschaft der Polizei trafen 
sich am 12. und 13. März 2018 in Pots-
dam, um gewerkschaftliche und frau-
enpolitische Weichen vor dem Hinter-
grund des sich rasant vollziehenden 
digitalen Wandels zu stellen. Sechs 
starke Frauen vertraten den Landesbe-
zirk Sachsen und berieten mit bei über 
40 Anträgen rund um den Polizeidienst, 
dessen soziale Rahmenbedingungen 
sowie aktuelle gesellschaftspolitische 
Entwicklungen und wählten den neu-
en Geschäftsführenden Bundesfrauen-
vorstand mit. 

Mit überwältigender Mehrheit wur-
de die Bundespolizistin Erika Krause-
Schöne aus Mecklenburg-Vorpom-
mern von den Delegierten zur neuen 
GdP-Bundesfrauenvorsitzenden ge-
wählt. 

Die 51-jährige Beamtin gehört seit 
2002 zum Geschäftsführenden Bundes-

frauenvorstand der GdP und war seit 
2006 stellvertretende Vorsitzende.

Unter dem Motto:
„Wir Frauen in der Cloud – kompe-

tent und laut“  wurden die Chancen 
und Risiken der zunehmenden Digitali-
sierung im Arbeitsalltag der Polizei und 
auch die Verbesserung der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf, eine ausge-
wogene Work-Life-Balance und die 
Beseitigung struktureller Benachteili-
gungen von Frauen in der Gesellschaft 
diskutiert.

Im Leitantrag wurden unter ande-
rem folgende Forderungen formuliert:
•	 Arbeitszeit neu gestalten: Entkopp-

lung von Arbeitszeit und –ort
•	 Bewertung der neu entstandenen 

Berufsfelder, Ausbau von Qualifizie-
rungsmaßnahmen „Lebenslanges 
Lernen“,

v. l. n. r. Carmen Kliem, Gabriele Einenkel, Isdolde Schimak, Christin Gerull, Angelika Wittke 
und Anja Kattner� Foto: Carmen Kliem

•	 Mitbestimmungsrechte der Personal-
räte, Gleichstellungs- und Frauenbe-
auftragten sowie der Vertrauens- 
personen der Schwerbehinderten 
verstärkt einfordern, Fortbildungsan-
gebote schaffen,

•	 klare Regelungen zum Beschäftig-
tendatenschutz

•	 wissenschaftliche Begleitung zu den 
Auswirkungen der Digitalisierung 
auf die Beschäftigten.
Die neu gewählte GdP-Bundesfrau-

envorsitzende brachte es so auf den 
Punkt: „In der digitalen Entwicklung 
sehen wir eine große Chance für eine 
bessere Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, weisen jedoch auch auf die Ge-
fahren, die von einer ständigen Er-
reichbarkeit ausgehen, hin.“

Neben den „offiziellen Themen“, die 
auf so einer Bundeskonferenz selbst-

in Chemnitz in der Seifenmanufaktur 
„Beti Bue“. 

Hier durften die Frauen ihre persön-
lichen Badepralinen selbst herstellen 
und nach Lust und Laune mit verschie-
denen Duftölen  experimentieren. Vor 
über 13 Jahren reifte die Idee der 

Fortsetzung von Seite 3 Mädels der heutigen Salbenmanu-
faktur „Beti Lue“ Creme und Seife 
selbst zu machen.

Mit viel Liebe, Geduld und Witz 
führte Annette durch den Kurs und 
durch den wundervollen Laden, in 
dem es viele auserlesene und rei-
zende Produkte für Mann, Frau und 
Kind zu entdecken gibt. Ein ge-

meinsames Abendessen im Gast-
haus „An der Schlossmühle“ rundete 
diesen kulinarischen Ausflug ab.

Die Teilnehmerinnen bedanken sich 
herzlich bei Gabi Einenkel und Isolde 
Schimak für die Organisation und bei 
der Salbenmanufaktur „Beti Lue“ in 
Chemnitz für diesen wunderschönen 
Nachmittag.� Simone Roßbach
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Am 17. März 2018 fand ein Oster-
fest für die Kinder der Beamten und 
Angestellten des Polizeireviers Anna-
berg in der Jugendherberge Hor-
mersdorf statt, welche durch die Be-
zirksgruppe der Gewerkschaft der 
Polizei Chemnitz unterstützt wurde. 
Die Kinder und Eltern wurden 14.00 
Uhr durch den Osterhasen begrüßt. 

Osterfest für Kinder

frauengruppe

Osterhase und Räuber Hotzenplotz
Fotos: Ullrich Laukner

Die Kinder haben den  Räuber Hotzenplotz 
gefangen

Der Osterhase übergibt den Kindern die 
Geschenke

 Aber ach, welch ein Malheur!

Der Osterhase musste berichten, 
dass sein Korb mit den Geschenken 
für die Kinder vom Räuber Hotzen-
plotz geraubt wurde. Nun machten 
sich die Kinder auf die Suche nach 
dem Räuber. Unweit der Jugend-
herberge endeckten sie ihn am 
Sportplatz in einer Hütte. Er war 
gerade dabei die Geschenke aufzu-
reißen.

Aber da hatte er die Rechnung 
ohne die Kinder gemacht. Sie hatten 
ein Netz dabei und fingen den Räu-
ber damit ein. Dann wurde die Polizei 
gerufen und er wurde verhaftet und 
zum Richter gebracht. Das Urteil lautete: „Wald aufräu-

men!!!“
Die Kinder übergaben dann den 

Korb dem Osterhasen, der sich rie-
sig darüber freute. Bei Kakao, Kaf-
fee, Tee und Kuchen erhielt dann 
jedes Kind sein Geschenk. Es war 
ein sehr schöner Nachmittag in ei-
nem wunderschön vorbereiteten 
Festsaal. Die Polizei brachte dann 
noch den Räuber Hotzenplotz zu-
rück und er entschuldigte sich bei 
den Kindern und hatte noch Süßig-
keiten mit. Es war eine gelungene 
Veranstaltung, die sicherlich eine 
Wiederholung finden wird.

Ullrich Laukner & Claudia Auerbach

Bezirksgruppe Chemnitz

verständlich im Vordergrund stehen, 
sollte an dieser Stelle auch das hervor-
ragend organisierte Rahmenprogramm 
nicht unerwähnt bleiben. Am Anreise-
tag hatten die Delegierten am Abend 
die Gelegenheit bei einem rustikalen 
Abendessen ins Gespräch zu kommen 
und „dies und das“ bundesländergren-
zenübergreifend auszutauschen und 
ausgiebig zu plauschen. Für reichlich 
Schmunzeln sorgte bei allen das „Kul-
turprogramm“ nach der Mittagspause 
am ersten Veranstaltungstag. Singen, 
Schunkeln, Polonäse durchaus geeig-
net, um den Schwung des Vormittags 
mit in die zweite Hälfte der Konferenz 
zu nehmen, auch wenn die eine oder 
andere Teilnehmerin sichtlich über-
rascht war, was da auf einmal losging. 
Besten Dank an die Organisatorinnen 
und Organisatoren der Bundesfrauen-

konferenz – wir haben uns sehr wohl 
gefühlt, haben viele neue Eindrücke 
mitgenommen und werden sicher noch 
im Nachgang über die eine oder ande-
re Sichtweise zu Quotenregelung, Be-
setzung von Spitzenämtern durch 
Frauen, flexiblere Lebensarbeitszeit-
konten, Telearbeit im Polizeivollzugs-
dienst, Führen in Teilzeit und Stärkung 
der Berufszufriedenheit diskutieren.

Eines muss ich aber an dieser Stelle 
noch loswerden! Liebe Frauen in den 
Bundesländern westlich von Rostock, 
Schwerin, Neubrandenburg, Berlin, 
Potsdam, Halle, Magdeburg, Cottbus, 
Frankfurt, Chemnitz, Dresden,  Erfurt, 
Gera und Suhl: Die Aussage in der von 
allen gemeinsam verabschiedeten Re-
solution, dass es erst seit dem 1. Juli 
1977 Frauen in Deutschland möglich 
war, eine Berufstätigkeit aufzunehmen, 

ohne den Ehemann um Erlaubnis zu 
fragen, trifft lediglich auf einen, wenn 
auch den größeren Teil der heutigen 
Bundesrepublik zu.

Wissenswertes

Die Frauengruppe Bund der Gewerk-
schaft der Polizei vertritt rund 46 000 
weibliche Beschäftigte in der Polizei von 
Bund und Ländern. Seit über 35 Jahren 
setzt sich die Frauengruppe der GdP ak-
tiv für die Belange der weiblichen Be-
schäftigten ein. Waren die Schwerpunk-
te der gewerkschaftlichen Vertretung 
anfänglich stark auf die berufliche Situa-
tion der Kolleginnen fokussiert, sind im 
Laufe der Jahre weitere vor allem gesell-
schaftspolitische Themenspektren hin-
zuge kommen. (Quelle: GdP-Bund)

Christin Gerull M.A
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seniorengruppe

„Die Rolle der Senioren im DGB“ war 
das vielschichtige Thema der Podiums-
diskussion auf der 8. GdP-Bundesseni-
orenkonferenz in Potsdam. 
v.l.nr. Moderator Christoph Tiegel, 
Dr. Regina Görner, Mitglied im 
geschäftsführenden Vorstand der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Senioren-Organisationen (BAGSO), 
Jörg Radek, Stellvertretender 
Bundesvorsitzender und Annelie 
Buntenbach Mitglied des DGB- 
Bundesvorstandes.

8. GdP-Bundesseniorenkonferenz
Zur 8. Bundesseniorenkonferenz am 

19. und 20. März 2018 versammelten 
sich 110 Delegierte Seniorinnen und 
Senioren aus allen Landesbezirken in 
Potsdam. Natürlich konnten auch der 
Bundesvorsitzende der Gewerkschaft 
der Polizei (GdP) Oliver Malchow und 
einige Mitglieder des geschäftsführen-
den Bundesvorstandes, darunter Ha-
gen Husgen, begrüßt werden. 

Einige ehemalige Bundessenioren-
vorsitzende waren als Gäste geladen. 
Der Landesbezirk Sachsen war mit 
Sigrid Ginter, Werner Pinkert, Frank 
Lebelt und Claus Schneider als Dele-
gierte vertreten.

Nach der Eröffnung durch den 
Bundesseniorenvorsitzenden Win-
fried Wahlig, hielt der Bundesvorsit-
zende Oliver Malchow ein Grund-
satzreferat. Hierin wurden die 
Anstrengungen und Erfolge der GdP 
für ihre Mitglieder gewürdigt. Aber 
gleichzeitig wurde deutlich gemacht, 
dass das alles nicht im Selbstlauf pas-
siert.

Im weiteren Verlauf stellte Win-
fried Wahlig den Geschäftsbericht 
des Bundesvorstandes vor. Auch hier 
konnte sich der Landesbezirk Sach-
sen mit einer Zuarbeit einbringen.

Bei der anschließenden Ausspra-
che zum Geschäftsbericht des Bun-
des, wurden auch die derzeitigen 
Spannungen mit dem DGB und die 
teilweise sehr mangelhafte Arbeit der 
Justiz angesprochen.

Der nächste Tagesordnungspunkt 
war die Wahl des geschäftsführenden 
Bundesseniorenvorstandes.

Vom alten Vorstand wurden Klaus-
Peter Leiste und Bernd Kohl nicht 

wieder gewählt bzw. kandidierten 
nicht mehr.

In den neuen Bundesseniorenvor-
stand wurden gewählt:

als Vorsitzender
Winfried Wahlig (BKA)
als Stellvertreter	
Ewald Gerk (Hessen)
Horst Müller       
(Rheinland Pfalz)
als Schriftführerin Sigrid Graedke 
(Brandenburg)
�als stellv. Schriftführer 
Werner Fischer, 
(Baden-Würtemberg)

Nach der erfolgreichen Wahl des 
Bundesseniorenvorstandes ging der 
erste Beratungsabschnitt zu Ende.

Am Nachmittag des 19. März 2018 
erfolgte nach der Verabschiedung 
von einigen Kollegen eine Podiums-
diskussion. An dieser nahmen Jörg 
Radeck (GdP), Dr. Regina Görner 
(BAGSO), Annelie Buntenbach (DGB) 

unter kompetenter Leitung von Chris-
toph Tiegel als Moderator teil. Die 
Diskussion stand unter dem Thema: 
„Die Rolle der Senioren im DGB“. 
Schon das sorgte für ordentlich Span-
nung. Deshalb schlugen die Wellen 
manchmal recht hoch. Insbesondere 
als es zum Problem der Nichtaufnah-
me der Personengruppe der Senioren 
in die Bundessatzung des DGB ging.

Der erste Beratungstag fand seinen 
Abschluss in der Gaststätte „El Puer-
to“ mit einem kleinen Programm 
durch die Drehorgelfrau „Jubel Jet-
te“, die uns köstlich amüsierte und 
zum Mitsingen animierte

Der 20. März 2018 begann mit ei-
nem Referat des Oldenburger Polizei-
seelsorgers Axel Kullick zum Thema: 
„ Ob ich alt bin oder nicht, entscheide 
ich“

Dieses Referat war sehr interessant 
und hat viele Kolleginnen und Kolle-
gen zum Nachdenken angeregt.

v.l.n.r. Frank Lebelt, Sigrid Ginter, Hagen Husgen, Werner Pinkert und Claus Schneider
� Fotos: Edgar Große und Claus Schneider  

Nach der konstituierten Sitzung 
des geschäftsführenden Bundeseni-
orenvorstandes erfogte der Dank an 
die Organisatoren der Konferenz für 
den reibungslosen Ablauf.

Claus Schneider, 
Landesseniorenvorsitzender 

des GdP Landesbezirk Sachsen

Weitere Informationen findet ihr 
unter: www.gdp.de/gdp/gdp.nsf/id/
DE_8-GdP-Bundesseniorenkonfer- 
ein-Potsdam
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Gesundheit

Wenn die Seele brennt
Zu Ursachen und Auswirkungen von Burn-out

1. Arbeiten sie so viel und so lange 
wie möglich, wenn möglich auch 
nachts, am Wochenende und an 
Feiertagen.
2. Nehmen Sie möglichst viel zu-
sätzliche Arbeit an, um Ihre armen 
Kolleginnen und Kollegen zu ent-
lasten, und Sie wissen ja selbst, 
dass Sie jeden Job am besten ma-
chen.
3. Machen Sie höchstens einmal im 
Jahr Ferien und eine Woche ge-
nügt.
4. Konzentrieren Sie sich auf die 
unangenehmen Seiten Ihrer Arbeit 
und ärgern Sie sich regelmäßig da-
rüber.
5. Machen Sie Ihre Selbstbestäti-
gung ausschließlich von Ihrer Ar-
beit abhängig.
6. Schaffen Sie sich keinen Aus-
gleich in der Freizeit, dadurch ver-
zetteln Sie nur Ihre Energien.

Individuelle Unterstützungspro-
zesse: Alle Aktivitäten der Betriebe, 
die einzelne Beschäftigte bei per-
sönlichen Problemen unterstützen 
(z. B. Sozialberatung, Suchtbera-
tung).“

Abgesehen davon, dass man hier 
einen Handlungsbedarf erkannt 
hat, verursachen die meist längeren 
Ausfallzeiten einen nicht unerhebli-
chen volkswirtschaftlichen Scha-
den.

„Der volkswirtschaftliche Scha-
den von Arbeitsstress“ ist der Titel 
eines Beitrages von Michael Volber 
vom 13. März 2014 unter www.welt.
de, in dem er schreibt: „Bei einer 
relativ konstanten Gesamtmenge 
von Krankschreibungen stieg die 
Zahl der Arbeitsunfähigkeitsfälle 
aufgrund psychischer Erkrankun-
gen in den letzten zehn Jahren um 
etwa 40 Prozent. … Seelische Be-

Fortsetzung aus der Ausgabe 
April 2018 - Seite 7

schwerden und Verhaltensstörun-
gen sind von der fünfthäufigsten 

zur zweithäufigsten Di-
agnosegruppe nach 
den Herz-Kreislaufer-
krankungen geworden. 
… Seelische Erkran-
kungen ziehen die mit 
Abstand längsten Aus-
fallzeiten nach sich. 
Laut Gesundheitsbe-
richt des Bundes mach-
ten sie 2012 fünf Pro-
zent aller Fälle, aber 
zehn Prozent aller Aus-
falltage aus, im Durch-
schnitt rund sechs Wo-
chen pro Fall. Bei 
keiner anderen Diag-
nose ist das Verhältnis 
ähnlich hoch, was den 

volkswirtschaftlichen Schaden auf-
grund von Produktivitätsausfällen, 
der laut einer Studie der Beratungs-
firma Booz & Co. 2009 bei rund 225 
Milliarden Euro lag, weiter wach-
sen lässt.“

Neben der Fürsorge des Arbeitge-
bers und den Maßnahmen, die im 
beruflichen Umfeld ergriffen wer-
den können, ist hier auch jede/r Ein-

7. Glauben Sie fest daran, dass 
Sie jedes Problem lösen können 
und dass Sie ein Versager sind, 
wenn dem mal nicht so ist.
8. Interessieren Sie sich nicht für 
Ihr eigenes Wohlergehen, Ihre 
körperliche und seelische Ge-
sundheit.
9. Halten sie Distanz zu ihren 
Kolleginnen und Kollegen, ein 
freundschaftliches Verhältnis 
behindert nur Ihren Arbeits-
drang.
10. Das Privatleben kommt im-
mer zuletzt, leben Sie möglichst 
zurückgezogen, meiden Sie 
Freunde und Bekannte.“

zelne gefragt. Die bekannte Acht-
samkeit gilt nicht nur gegenüber 
anderen, sondern auch sich selbst 
gegenüber. Denn nur man selbst 
weiß am besten, wie es in Seele und 
Körper aussieht. Es soll aber auch 
Beschäftigte geben, die meinen, 
dass ohne sie alles zusammenbricht. 
Besonders für diese wurden im 
„Newsletter für die Versicherten 
von Sanitas Corporate Private Care“ 
(3/2006) die folgenden Hinweise zu-
sammengestellt:

10 Tipps für ein 
sicheres Burnout:

Selbstverständlich sind diese 
Tipps nicht als solche ernstzuneh-
men. Wenn Sie aber trotzdem mei-
nen, dass nur Sie die Welt retten 
können, können Sie sicher sein, 
dass Sie in jedem Fall massiv unter-
bezahlt sind! Oder Sie ändern in 
kleinen Schritten Dinge, die Sie be-
lasten und Ihnen nicht guttun und 
nehmen sich Verbündete mit an 
Bord. Das ist sicher leichter gesagt 
als getan, aber vielleicht ein erster 
Gedanke auf dem Weg zu mehr Ge-
lassenheit und Ausgeglichenheit.

In diesem Sinne: Passen Sie auf 
sich auf und bleiben Sie an Seele 
und Körper gesund!

Katrin BrauneFoto: Angela Parszyk_pixelio.de

Foto: schwarzmond.pixelino.de
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info drei

Personalentwicklung der Polizeiverwaltung in …
… Thüringen

Nach der Polizeistrukturreform im 
Jahr 2012 werden die Aufgaben einer 
zentralen Verwaltungsbehörde mit 
entsprechenden Dienst- und Service-
leistungen für die gesamte Thüringer 
Polizei durch die Landespolizeidirekti-
on wahrgenommen. Hier sind Tarifbe-
schäftigte, Verwaltungs- und Polizei-
vollzugsbeamte in der Verwaltung 
tätig. Die Polizeiverwaltung ist ein we-
sentlicher Teil der Polizei und unter-
scheidet sich deutlich von der allge-
meinen Verwaltung. Grundlage der 
beruflichen Entwicklung ist jedoch die 
Thüringer Laufbahnverordnung sowie 
die Beurteilungsrichtlinie Allgemeine 
Verwaltung. 

Für die Jahre 2016 und 2017 gab es 
für die Thüringer Polizei eine Beförde-
rungsquote von zusammen zehn Pro-
zent. Diese wurde im Innenressort zu 
gleichen Teilen aufgeteilt. Eine Unter-
scheidung zwischen Polizeivollzugs-
dienst und Verwaltung wurde nicht 
vorgenommen. Zusätzlich erfolgte 
eine Trennung in nichttechnischen, 
technischen und naturwissenschaftli-
chen Dienst. Längere Wartezeiten im 
jeweiligen Amt, überwiegend im mitt-
leren, aber auch im gehobenen und 
höheren Dienst, sind seit Jahren die 
Folge. Eine eigene Ausbildung von 
Verwaltungspersonal gibt es bei der 
Thüringer Polizei nicht. Sie erfolgt für 
den gehobenen Dienst an der Thürin-
ger Fachhochschule und für den mitt-
leren Dienst an der Verwaltungsschu-
le. Nach der Ausbildung können sich 
die Absolventen auf angebotene Stel-
len der Landesverwaltung bewerben. 

Die GdP fordert schon seit Länge-
rem eine Polizeilaufbahn, welche auch 
die Polizeiverwaltung beinhaltet, eine 
strikte Trennung der Vollzugs- und 
Verwaltungsdienstposten sowie eine 
mögliche Besetzung aller Planstellen 
auch durch Tarifbeschäftigte. Eine 
Personalentwicklung soll für alle Be-
schäftigte der Thüringer Polizei statt-
finden. Leistung und Engagement 
muss sich in diesem Bereich wieder 
lohnen und endlich eine entsprechen-
de Wertschätzung erfahren.

Monika Pape

... Sachsen-Anhalt

... kann man auch gleichsetzen mit 
Personalabbau. Allein in den 90er-
Jahren wurde versucht, Vollzugsbe-
amte von Verwaltungstätigkeiten zu 
befreien und in Größenordnungen Be-
schäftigte eingestellt. Wie sich heraus-
stellte zum Nachteil der Beschäftigten, 
denn schon wenige Jahre später wur-
den immense Abbauzahlen beschlos-
sen. Sie stehen bis zum heutigen Tage.

Es geht nicht um eine funktionie-
rende Verwaltung, eher um Verhält-
niszahlen. Es ist nie gelungen, ein ech-
tes Personalentwicklungskonzept für 
die Verwaltung zu erstellen. Beschäf-
tigte für die Aufgaben in der Zukunft 
zu qualifizieren, ihre Stärken zu er-
kennen und zu fördern. Es war eben 
leichter, in den Topf des Polizeivollzu-
ges zu greifen und Verwaltungsposten 
mit ihnen zu besetzen.

Für die Zukunft sollte es uns gelin-
gen, die Beschäftigten wieder mehr in 
den Fokus zu rücken. Durch professi-
onelle Wahrnehmung von Verwal-
tungsaufgaben stellen wir sicher, dass 
Polizeibeamte ihre Kernaufgaben un-
eingeschränkt wahrnehmen können. 
Die Verhältniszahlen haben dazu ge-
führt, dass wir heute in einigen Be-
hörden massive Fehlstellen haben. 
Gut ausgebildete Verwalter haben 
die Landespolizei verlassen, da sie in 
anderen Ressorts höher bewertete 
Dienstposten wahrnehmen konnten 
oder einfach ein besseres Arbeitskli-
ma vorfanden. Wir haben mit der 
neuen Strukturreform die Möglich-
keit, seriöse Berechnungen anzu- 
stellen.

Die Verwaltung ist kein „notwendi-
ges Übel“, sie ist eine tragende Säule 
zur Aufrechterhaltung der inneren Si-
cherheit. Diese Arbeit muss gut vergü-
tetet bzw. besoldet werden. Engage-
ment muss sich wieder lohnen. 
Neueinstellungen, auch über dem 
Soll, müssen getätigt werden, damit 
nicht auch das Wissen der Kolleginnen 
und Kollegen mit in den Ruhestand 
geht. Ausbildung als Zauberwort. 
Nicht Abbau, sondern Qualifizierung 
und Wertschätzung im Bereich der 
Verwaltung!

… Sachsen

Die Polizeiverwaltungen tragen we-
sentlich bei der Aufgabenerfüllung des 
PVD bei. Durch Personalreduzierun-
gen wurden viele Verwaltungsstellen 
nicht mehr neu besetzt. Im Ergebnis 
hat sich die Personaldecke in Verwal-
tungen verringert, was dazu führt, dass 
manche Aufgaben nur noch sporadisch 
wahrgenommen werden bzw. privati-
siert wurden. Am Beispiel der Abt. 4 im 
PVA kann gezeigt werden, wie mit ei-
ner ordentlichen Personalausstattung 
qualitativ und quantitativ, spezifisch für 
die Polizei ausgerichtet, bessere Arbeit 
geleistet wird, als ein externer Dienst-
leister das konnte. Bei 1 000 neuen 
Stellen (nur PVD) für die sächsische Po-
lizei ist es erforderlich, auch im Bereich 
der Verwaltung das Personal entspre-
chend aufzustocken. Schließlich bedarf 
es auch für zusätzliche Polizisten quali-
fizierten Personals, das u. a. die Stellen 
verwaltet, Reisekosten abrechnet, Ser-
vice bei WuG, IUK, Kfz, Beschaffungs-
wesen und Logistik bereitstellt. Um 
zuverlässiges und gut qualifiziertes 
Personal zu bekommen, muss der Ver-
waltungsbereich tarifpolitisch bzw. 
laufbahnrechtlich attraktiv werden und 
Beruf und Familie in Einklang gebracht 
werden können. In den kommenden 
Jahren wird ein verstärkter Altersab-
gang einsetzen. Die Frage wird sein, 
wie die Stellen besetzt werden sollen, 
wenn bereits jetzt absehbar ist, dass Al-
tersabgänge in den anderen öffentli-
chen Verwaltungen ersetzt werden 
müssen. Die Fachhochschule in Mei-
ßen wird bei ihrer jetzigen Kapazität 
nicht genügend Fachkräfte ausbilden 
können. Umso mehr muss seitens der 
sächsischen Polizei durch eine attrakti-
ve Personal- und Tarifpolitik die Schaf-
fung einer Polizeiverwaltungszulage 
für Verwaltungsbeamte, die Wieder-
einführung des Bewährungsaufstieges 
für Tarifbeschäftigte oder die verstärkte 
Nutzung der Möglichkeit des prü-
fungsfreien Laufbahnwechsels für be-
rufserfahrene Verwaltungsbeamte An-
reize geschaffen werden, um Personal 
zu beschaffen oder zu halten.

Klaus Hanisch


